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Beginn: 14.30 h. 

Anwesend sind alle ibgeordneten, ausgenommen Präsident Strub, 
vertreten durch den Ersatzabgeordneten Josef Negele und Abgeord• 
neter Fidel Brunhart, vertreten durch Herrn Ersatzabgeordneten 
Johann Beck. 

Vizepräsident Dr. Ritter eröffnet die Sitzung und begrüsst die 
Herren Abgeordneten. Hierauf ersucht er den Protokollführer um 
Verlesung der Protokolle. 

Die Protokolle werden vorgelesen. 

Abg. Wendelin Beck schlägt vor, die Protokolle jeweils zu ver-
vielfältigen und den Herren Abgeordneten nach der Landtagssitzur 
per Post zuzustellen. Die Protokolle sollten immer in der näch: 
folgenden Sitzung verlesen werden, damit nicht zuviele solche 
zusammenkommen. 

Vizepräsident Dr. Ritter erwähnt, einmal habe der Landtag die 
Verschiebung der Protokollverlesung beschlossen; bei der darauf 
folgenden Sitzung sei der Protokollführer krank gewesen und bei 
der letzten Sitzung sei nochmals eine Verschiebung der Proto-
kollverlesung beschlossen worden. Die Frage über das Protokoll 
sei eine Geschäftsordnungsfrage und könne deshalb vom Landtag 
jederzeit durch einen Beschluss neu festgelegt werden. Man könr 
nach Verlesung des Protokolls über diese Angelegenheit di sku-
tieren. 

Abg. Bühler Oswald beantragt ebenfallQ, die Protokolle zu ver-
vielfältigen und den Abgeordneten zuzu.genden. Diese hätten dann 
die Möglichkeit, die Protokolle bis zur nächsten Sitzung durch-
zulesen und könnten eventuelle Richtigstellungen anlässlich der 
nächsten Landtagssitzung anbringen. Er schlage vor, dies gleit 
schon beim vorliegenden Protokoll so zu handhaben. 

Vizepräsident Dr. Alois Ritter: Es liege ein Antrag zur Ge-
schäftsordnung vor, wonach ein neuer Modus für die Genehmigung 
der Protokolle eingeführt werden soll. Wer möchte sich zu die-
sem Antrag noch äussern? 

Abg. Eugen Schädler erklärt sich mit diesem Antrage gerne ein-
verstanden. Es würde eine bedeutende Zeitersparnis bedeuten, 
wenn die Protokolle in den Sitzungen nicht mehr verlesen werden 
müssten. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Er habe auch nichts gegen diesen Vor-
schlag einzuwenden. 

Abg. Heinrich Brunhart: Es dürfte nicht mehr vorkommen, dass 
soviele Prtokolle zusammenkommen. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Dies würde dann nach diesem System 
nicht mehr der Fall sein, da die Protokolle ja sofort nach 
Fertigstellung den Abgeordneten per Post zugestellt würden. 
Er lässt über den Antrag abstimmen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 
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Abg. Heinrich Brunhart richtet an Vizepräsident Dr. Ritter 
die Anfrage, ob er nicht vor längerer Zeit einmal mit der 
Ausarbeitung einer neuen Geschäftsordnung betraut wurde. 

Vizepräsident Dr. Alois Ritter bejaht dies und fügt bei, 
dass er seinerzeit den diesbezüglichen Entwurf an Präsident 
Strub weitergeleitet und diesen später wegen einigen Aenderun-
gen nochmals zurückverlangt habe. Es sei ihm leider bis jetzt 
nicht möglich gewesen, den Entwurf fertig auszuarbeiten. 

Regierungschef Alexander Frick: Es gebe auch sogenannte Ge-
heimsitzungen, von welchen die Protokolle den Abgeordneten 
nicht zugesandt werden können; man möge gleichzeitig auch de. 
Modus für diese Protokolle festlegen. Dort sei eine Verlesun€ 
des Protokolls in der darauffolgenden Sitzung wahrscheinlich 
nicht zu vermeiden. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Es müsste ohnehin von Fall zu Fall 
beschlossen werden, was als Geheimsitzung zu betrachten ist, 
denn die Konferenzzimmerbesprechungen fallen nicht unter die-
sen Beschluss. 

Vizepräsident Dr. Ritter geht anschliessend zur 
Tagesordnung über. 

1. Gesetz betreffend die Fortbildungsschulen,  

Vizepräsident Dr. Ritter verliest ein diesbezügliches Schrei-
ben der Regierung. Die Gesetzesvorlage sei den Herren zuge-
gangen. Der Vizepräsident verliest die Gesetzesvorlage und 
stellt den Punkt zur Debatte. 

Abg. Oswald Bühler: Die heutige Form der Fortbildungsschule 
sei überholt. Bei einem Schulunterricht, welcher einmal in 
der Woche stattfinde, sei man nicht in der Lage, den Schü-
lern etwas beizubringen. Aus diesem Grunde sei es notwendig, 
die Fortbildungsschule jedes Jahr in Form eines Kurses abzu-

 

halten. 

Vizepräsident Dr. Ritter bemerkt, dass die Finanzkommission 
dem Landtag die Annahme der Regierungsvorlage empfehle. 

Abg. Wendelin Beck; Die Idee sei sicher richtig, er zweifle 
jedoch daran, ob es sich alle Gemeinden leisten könnten, die 
für das neue Fortbildungsschulsystem notwendigen Voraussetzun-
gen, wie z.B. Schulküche etc. zu schaffen. Ausserdem würden 
die Lehrkräfte den Gemeindehaushalt auch wieder entsprechend 
belasten. 

Regierungschef Alexander Frick: Bekanntlich bezahle das Land 
auch die Lehrkräfte der Fortbildungsschule. Die Ausgaben für 
die Lehrkräfte würden sich nach dem neuen System etwas erhöhen 
dennoch denke das Land nicht daran, damit etwa die Gemeinden 
zu belasten. Das einzige, was die Gemeinden belasten könne, 
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seien die Einrichtungen, wie z.B. der Schulküche, aber eine sol-
che gehöre nun einmal zur Fortbildungsschule. Man wolle doch 
sicher in dieser Hinsicht nicht zurückstehen. Er glaube kaum, 
dass sich das eine Gemeinde in der Grösse von Triesenberg nicht 
leisten könnte. Ausserdem wäre es am falschen Ort gespart. Die 
Ausbildung sei schliesslich doch das Beste, was wir unserer Ju-
gend mit ins Leben geben können. Gerade am Triesenberg würde sic 
Gerade am Triesenberg würde sich eine Schulküche ganz bestimmt 
in sehr günstigem Sinne auswirken. Er gebe zu, dass die Einrich-
tung wahrscheinlich auf einige tausend Franken kommen werde 
aber schliesslich werden die Einrichtungen vom Staat auch wieder 
mit 30% subventioniert. Der Landesschulrat und die Finanzkommis-
sion seien der Ansicht gewesen, dass dies für die Gemeinden trag 
bar sei. Bei Gemeinden, wo die Schülerzahl gering sei, könnte di' 
Fortbildungsschule von einige Gemeinden zusammengelegt werden. 

Abg. Oswald Bühler: Wenn er den Regierungschef und die Finanz-
kommission richtig verstanden habe, so würden im Falle der An-
nahme dieses Gesetzes im Unterland die Schüler aller Gemeinden in 
einer einzigen Fortbildungsschule zusammengezogen. Es wäre dies 
auch ein Grund dieses Gesetz anzunehmen, denn schliesslich er-
gebe sich dadurch eine grosse Ersparnis. Im Uebrigen sei er auch 
der Insicht, dass für die Ausbildung der Jugend gerade das Beste 
gut genug sei. Bei der Schule seien Sparmassnahmen am allerwenig-
sten gerechtfertigt. 

Abg. Wendelin Beck weist darauf hin, dass es sich um ein allge-
mein gültiges Gesetz handle und die Anforderungen deshalb von 
allen Gemeinden durchgeführt werden müssen, ob sie finanzkräftig 
seien oder nicht. 

Regierungschef Alexander Frick erwähnt, dass der LancWseeielirat 
wahrscheinlich das Fortbildungsschulsystem nicht in allen Ge-
meinden zugleich umstellen werde. Zuerst möchte man einmal sehen, 
wie sich das neue System in der Praxis bewähre. Man könne des-
halb ruhig einige Zeit beide Systeme nebeneinander dulden. Er 
nimmt Bezug auf den Abgeordneten Bühler und führt aus, dass die 
Zusammenziehung der Fortbildungsschüler mehrerer Gemeinden wahr-
scheinlich nur bei den Burschen in Frage komme. Der grösste Teil 
der Mädchen besuche keine Gewerbeschule und es sei deshalb dort 
die Besuchsziffer in der Fortbildungsschule bedeutend grösser. 
Er zählt die Möglichkeiten in den verschiedenen Schulen auf. Bei 
den Mädchen werde eine Zusammenziehung der Schülerinnen der ver-
schiedenen Gemeinden im Unterland nicht möglich sein. Die Gesetzes 
vorlage sei ausdrücklich so gehalten, dass die Landesechulbehörde 
die Möglichkeit habe, diese zuerst in der Praxis auszuprobieren. 
Man könne dann den weiteren Ausbau auf Grund der gemachten Er-
fahrungen fortsetzen. Dass der heutige Zustand der Fortbildungs-
schulen nicht befriedige, darüber brauche wohl nicht diskutiert 
werden. Das Ganze sei nur eine künstlich hochgehaltene Sache. Die 
Bestrebungen zur Verbesserung der Fortbildungsschule gingen schon 
Jahrzehnte zurück. 

Abg. Heinrich Brunhart nimmt Bezug auf die Ausführungen des Ab-
geordneten Oswald Bühler bezüglich der Zusammenziehung der Fort-
bildungsschüler mehrerer Gemeinden in einer Schule und spricht sic 
gegen den Vorschlag aus. Durch die Zusammenziehung sovieler Schü-
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ler leide der Unterricht, Es könnten in einer Schulküche z.B. 
nicht die Mädchen von fünf Jemeinden zugleich unterrichtet wer-
den, sonst hätten ausser etwa 10 - 15 Schülerinnen nichts davor 

Wepräsident Dr, Ritter: Es liege heute ein Gesetzesvorschlag 
vor, welcher lediglich eine Rahmenbestimmung darstelle. Dieses 
Gesetz regle den Unterricht an den Fortbildungsschulen nicht 
direkt, hiefür wäre vom Landesschulrat noch eine Verordnung aue-
zuarbeiten. Man könne also heute beim Grundsätzlichen bleiben. 

Abe. Johann Beck spricht sich für das Gesetz aus, sofern die 
Ausgaben für die Neuinstallationen sich für die Gemeinden in eir 
tragbaren Rahmen halten. 

Abe. Johann Wachter spricht sich ebenfalls für das Gesetz aus, 
da es besonders die Ausbildung der jungen Landwirte und Haus-
töchter berücksichtige. Alle anderen Stände hätten eigene Be-
rufsschulen, da könne die Landwirtschaft in dieser Hinsicht auc 
etwas stärker berücksichtigt werden als bisher. 

Abg. Eueen Schädler befürwortet das Gesetz. Er gibt seiner 
Ansicht Ausdruck, dass die Lasten für alle Gemeinden bestimmt 
tragbar seien, besonders wenn man bedenke, welchen Gewinn die 
Jugend durch eine den Verhältnissen angepasste Schule habe. 

Abe. Wendeltp Beet: Dies sei aller schön und recht, doch sei ei 
der Ansicht, dass der Grundstock für den Charakter und die Tüch-
tigkeit des Menschen in der Familie gelegt werde, da könne eine 
Schule höchstens die Anlagen weiter entwickeln, wenn diese jedoc 
nicht vorhanden seien, sei der Lehrer auch machtlos. 

Abe. Rudolf Marxer  macht den Vorschlag, den neuen Landwirt-
schaftsberater zur Mitarbeit in der Schule beizuziehen. 

Abe. Johann Wachter bezieht sich auf die Aeusserungen des Abge-
ordneten Wendelin Beck. Wenn aus diesen die letzten Folgerun-
gen gezogen würden, so wäre es nutzlos, von gewissen Familien 
überhaupt Kinder in die Schule aufzunehmen. Er sei schon der 
Ansicht, dass die Schule auch in charakterlicher Hinsicht einen 
entscheidenden Einfluss ausübe. Auch minderbegabte Kinder hätte 
schliesslich das Recht eine Schule zu besuchen. Abschliesse:4 
bemerkt er noch, dass es auf alle Fälle nicht schaden dürfte, dir 
Jugend vermehrt auf die Schönheiten des bäuerlichen Berufes hin-
zuweisen. 

Abe. Josef Neeele spricht sich ebenfalls für die Vorlage aus. 
Bei den geplanten Um- und Neubauten der verschiedenen, Schulen 
könnten die Erfordernisse für die Fortbildungsschule ffiNJUitein-
berechnet werden. 

Vizepräsident Dr. Ritter tritt nun auf die einzelnen Artikel 
ein und erläutert das Gesetz nochmals anhand der Vorlage. Hie. 
rauf wird zur Abstimmung geschritten: 

Zuerst erfolgen die Lesung un die Abstimmung über die 
einzelnen Artikel, weldhe alle einstimmig angenommen werden. 
Hierauf wird die Abstimmung über die Gesamtvorlage vorgenommen: 

Wer mit der Gesamtvorlage des Gesetzes betreffend die 
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Fortbildungsschulen einverstanden ist, möge dies dureh Hand er-
heben bestätigen. 

Abstimmungsergebnis:  Einstimmige Annahme. 

2. Familienbeihilfe für das Jahr 1949.  

Vizepräsident Dr. Alois Ritter  verliest den diesbezüglichen 
Vorschlag der Regierung und erklärt die Errechnung des Vertei-
lungsschlüssels. Hierauf stellt er den Punkt zur Debatte. 

Abk. Wendelirr Beck:  Es sei ihm beim Schlüssel des letzten Jahres 
verschiednes unangenehm aufgefallen, z.B. habe er einen Fall ge. 
sehen, wo sich ein Arbeiter redlich Mühe gab, seine Familie durct 
zubringen, die Frau Kartoffeln und Mais anpflanzte und eine klei-
ne Landwirtschaft betrieb. Durch diese zusätzliche Arbeit wurde 
ihm das Einkommen so hoch berechnet, dass er nicht mehr unter 
die Familienbeihilfe fiel. Anderseits sehe man wieder Leute, 
welche gerade arbeiten was sie müssen und sich dort noch drücken, 
wo sie können. Diese können dann Familienbeihilfe beziehen und 
der Fleissige hat das Nachsehen. Man müsse versuchen, diese Un-
gerechtigkeiten auszumerzen. 

Abg. Heinrich Brunhart  betont, dass Härte- und Grenzfälle nie 
ganz vermieden werden können, wahrscheinlich würden solche auch 
beim neuen 3crechnunsschlüssel wieder auftreten. 

Vizepräsident Dr. Ritter:  Durch das Reglement werde bestimmt, 
dass in Grenzfällen jeder Art von der Regierung anders entschiede 
werden könne, als dies durch den festgelegten Schlüssel vorge-
sehen sei. 

Abg. Oswald Bühler  kommt auf die lusführungen des Abg. Wendelin 
Beck zurück und entgegnet demselben, dass man im Gesetze das Ar-
beiten und Faulenzen nicht berücksichtigen könne, dafür müsse 
eben die Gemeinde sorgen, dass in diesen Dingen einigermassen 
Ordnung herrsche. Der Abgeordnete Heinrich Brunhart habe ganz 
recht, wenn er sage, dass Härte- und Grenzfälle nie ganz ver-
mieden werden können. Man versuche ja nun, diese durch die Re-
glementsbestimmungen auszugleichen. Hingegen verstehe er nicht, 
wieso in der Berechnungstabelle für den landwirtschaftlichen Er-
werb ein Pferd von über zwei Jahren mit Fr. 500.-- Einkommen ein-
gesetzt werden könne, Ausser den eigentlichen Fuhrleuten hätten 
wohl die wenigsten Landwirte die Möglichkeit, Lohnfahrten auszu-
führen. Er halte ein Pferd eher für eine Betriebsbelastung, da 
es auch Kosten verursache. Der Mehrwert mache das Ernteergebnis 
aus, welches eben auch wieder steuermässig erfasst werde. Pei 
einem jungen Pferd sei der Ansatz von Fr. 200.-- noch verständ-
lich, da dort der Wert bis zum Alter von 2 Jahren ja noch steige, 
Er schlägt die Abänderung dieses Ansatzes vor. 

pegieregiuhef Alexander Frick:  Die Herren Regierungsrat Hoop 
und Wille hätten seinerzeit mit dem Bauernverein zusammen die Ein 
kommenskala der Landwirte für die Kinderhilfe emcgearhettet. Al-
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lerdings seien die Sätze damals bedeutend zu tief angesetzt 
gewesen. Solange das landwirtschaftliche Einkommen nicht auch 
steuerlich erfasst werden könne, könne auch die Anrechnung 
des landwirtschaftlichen Einkommens nie einwandfrei erfolgen. 
Die bäuerlichen Kreise hätten dahin tendiert, die Sachlage so 
darzustellen, als ob sie überhaupt kein Einkommen mehr hätten. 
Dies sei natürlich nicht in Ordnung, obwohl zugegeben werden 
müsse, dass das landwirtschaftliche Einkommen stark gesunken 
sei. 

Abg. Engelbert Schädler  ist der Ansicht, dass für die Fami-
lienbeihilfe überhaupt nie ein vollkommen gerechter Verteilung: 
schlüssel gefunden werden könne. Er möchte es nur unterstütze] 
dass man gar zu krasse Fälle von Faulenzerei, welche den Stelle 
bekannt werden, auch irgendwie in Betracht zieht. Die Leute 
sollen wissen, dass auch in dieser Hinsicht aufgepasst wird. 
Allerdings könne die Gemeinde auch nicht jeden Faulenzer ins 
Arbeitshaus stecken. 

Abg. Wendelin Beck: Die Verhältnisse im Tal und in TriesenberL 
seien eben ganz verschieden. Er möchte nur das Beispiel der 
Magerheuwiesen anführen, welche mit Fr. 40.-- Einkommen zu 
hoch bemessen seien, wenn man berücksichtige, was das noch fü: 
Arbeit brauche. 

Regierungschef FricX weist darauf hin, dass die Bauern bei dei 
Berechnung des Einkommens selbstverständlich ihre Arbeitslei-
stung nicht in .fbzug bringen dürfen. 

Abg. Oswald Bühler: Der Abgeordnete Engelbert Schädler habe 
ihm auf seine Ausführungen bezüglich Müssiggängertum geantwor-
tet und dabei die Besserungsanstalt erwähnt. Anscheinend sei 
er vom Pbgeordneten Schädler falsch verstanden worden. Er habe 
nur gemeint, dass die Gemeindevorstehung die Leute ruhig zur 
Arbeit anhalten und allen Ernstes ermahnen könne, deswegen muss, 
man sie noch lange nicht in ein Arbeitshaus einweisen. Bezüg-
lich der KaIulation des bäuerlichen Einkommens möchte er noch 
sagen;  dass er ausser dem gemachten Abänderungsvorschlag auch 
damit einverstanden sei, die Berechnung eines Pferdes von über 
zwei Jahren mit Fr. 500.-- Einkommen pro Jahr sei aber irrig. 
Wenn man mit einem Pferd ein Einkommen erziele, müsse man dies 
ausserdem in der Steuererklärung aufführen und dann sei dieses 
Einkommen erfasst. Im übrigen werde man Härte- und Grenzfälle 
nie ganz vermeiden können. Er glaube, dass man die Vorlage 
annehmen könne. 

Abg. Johann  Wachter schliesst sich den Ausführungen des Abge-
ordneten Bühler an und spricht sich ebenfalls gegen die Berech-
nung eines Pferdes von über 2 Jahren mit Fr. 500.-- aus. 

Abg. Wendelin Beck: Er habe als Gemeindekassier versucht, bei 
gewissen Leuten, welche immer Stark im Rückstand seien, einen 
Teil der Familienbeihilfe für die rückständigen Steuern und Um-
lagen hereinzubringen. Allerdings habe man seinem Wunsche nich 
entsprochen. Er ersucht noch einen diesbezüglichen Beschluss 
zu fassen, damit die Gemeindekassiere die Möglichkeit hätten, 
diese Rückstände einmal hereinzubringen. 
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Abg. Josef Negele: Er habe die zu hohe Einschätzung des bäuer-
lichen Einkommens schon oft kritisiert. Nachdem nach den neuen 
Berechnungen diese Ansätze heruntergesetzt worden seien, er-
kläre er sich mit der Kalkulation einverstanden. 

Abg. Oswald Bühler spricht sich stark gegen den Vorschlag Wen-
delin Beck aus, bezüglich Zurückhaltung der Familienbeihilfe 
zur Deckung von Steuern und Umlagen. Die Familienbeihilfe sei 
für die notwendigsten Lebensmittel und Kleider gedacht. Dieses 
Geld sollte die Hausfrau in die Hände bekommen und nicht den 
Gemeindekassieren zur Deckung der Rückstände überlassen werden. 

Abr. Wendelin Beck kann den Gemeindevorsteher von Mauren nich-, 
verstehen. Er müsse doch selbst wissen, wie schwer es oft sei; 
das Geld hereinzubringen. 

Vizepräsident Dr. Alois Ritter macht darauf aufmerksam, dass 
man diese Form der Familienfürsorge ihres sozialen Charakters 
vollkommen entkleiden würde, wenn man diese zur Deckung von 
Gemeindeumlagen etc. herbeiziehen würde. 

es 
Abg. Wendelin Beck erklärt, dass bei Einzelnen aber möglich 
wäre, denn er habe schon solche Abtretungen erhalten. 

Abg. Oswald Bühler: Er sei sehr dagegen, dass von den Gemeinde 
kassieren den durch die Familienbdhilfe Unterstützten solche 
Abtretungserklärungen überhaupt vorgelegt wurden. Er unter-
stützt die !usführungen des Vizepräsidenten. 

47. Josef Negele ist der Auffassung, dass die Familienbeihilfe 
ihren heutigen Charakter bewahren soll. Die Beiträge sollen 
wie bisher in Gutscheinen ausgegeben werden. 

Abg. Eugen Schädler: Der Vorschlag des Abgeordneten Wendelin 
Beck dürfe auf keinen Fall angenommen werden, denn dann könnte 
von einem Sozialbeitrag nicht mehr gesprochen werden. 

Regierungschef Alexander Tick: Er verstehe einerseits den Abge. 
ordneten Wendelin Beck sehr gut. Er wisse aus seiner Praxis 
als Steuerkommissär noch, dass die Gemeindekassiere in ihren 
Büchern Leute vermerkt hätten, die sich 5 und 10 Jahre nicht um 
ihre Schulden kümmern. Die Steuerkassiere würden anderseits 
vom Steueramt wieder angehalten, jede Gelegenheit zu benützen, 
diese Rückstände hereinzubringen. Die Steuerkassiere hätten 
schon einmal ähnliche Vorschläge unterbreitet. In diesem Falle 
wäre es zugegebenermassen keine soziale Hilfe mehr. Man müsste 
eben das Steuergesetz so stipulieren und zwar durch Sozialab-
züge, dass ein Bürger keine Steuern mehr zahlen muss, sofern 
er nicht ein bestimmtes Minimaleinkommen erreiche. Tatsache se 
dass die ärmsten Familien auch in diesem Jahre von der Familiet 
beihilfe schon wieder grosse Vorschüsse bezogen hätten. Von de 
Anregung des Abgeordneten Wendelin Beck müsse man Abstand nehme 
obwohl er diesen Vorschlag von Seiten eines Gemeindekassiers ve 
stehen könne. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Um dem Berechnungsschlüssel gewisse 
Härten zu nehmen, soll der Regierung die UNei.J.rillreit gt;seben 
werden, in Grenzfällen selbständig nach eigenem Ermessen tm.er: 
scheiden. 

( 
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Abg. Johann Georg Hasler: Man höre oft sagen, dass die Fa-
milienbeihilfe oft durch vermögliche Familien missbraucht wer 
de. Dies sei besonders dann der Falle  wenn der Vater eine 
grosse Landwirtschaft besitze, der Sohn mit Familie bei dem-
selben arbeite aber nominell kein Vermögen besitze. Der Sohn 
sei in diesem Fall schliesslich doch versorgt und Anwärter 
eines respektablen Vermögens. Auch solche Fälle müssten in 
Zukunft irgendwie ausgeschieden werden. 

Vizepräsident Dr. Ritter antwortet, dass dies eben auch ante: 
die Grenzfälle falle. Mit den Grenzfällen seien nicht nur die 
Hertefälle, sondern auch die Fälle ungerechtfertigter Ansprtic 
gemeint. 

Abg. Eugen Schädler schlägt vor, eine entsprechende Bestim-
mung ins Reglement aufzunehmen, dass die Regierung im Einver-
nehmen mit den Gemeindebehörden Grenzfälle nach eigenem Er-
messen zu regeln. 

Abg. Johann Wachter kommt nochmals auf die Berechnung einee 
Pferdes über 2 Jahre mit Fr. 500.-- zurück und ersucht diese 
Angelegenheit noch zu regeln. 

Abg. Oswald Bühler: Wenn der Abgeordnete Wachter Wert darauf 
legt, dass die Pferde anders einkalkuliert würden, so würde 
er den Vorschlag machen, dass Pferde unter drei Jahren mit 
Fr. 300.-- bewertet und ältere Pferde überhaupt nicht mehr 
einkalkuliert werden. 

Abg, _Josef Marxer unterstützt den Vorschlag des Abgeordneten 
Bühler. Im Vorschlag seien die Pferde zu hoch eingerechnet. 
Seiner Ansicht nach seien die insätze über das bäuerliche Ele-
kommen überhaupt zu hoch. 

Regierungschef Frick: Wenn die Herren Abgeordneten die heu-
tigen -ns tze mit denen der letzten Jahre vergleichen, so wer-
den sie feststellen können, dass diese stark reduziert wurden. 
Wenn man die insätze für das bäuerliche Einkommen noch weiter 
heruntersetzen würde, so würde sich die Arbeiterschaft dageger 
wehren und mit Recht. Er gebe zu, dass die Ertragsschätzung 
etwas zu wenig differenziert sei, so z.B. werde ein Getreide. 
feld gleich hoch taxiert wie ein Weinberg. Doch wenn man gene 
sein wollte, würde die Einschätzung für die Familienbeihilfe 
den Staat viel zu viel Geld kosten. Die Unkosten wären dann 
eme.erhältnismässig gross. 

Pbg. Josef Marxer: Er verstehe den Regierungschef vollkommen‘ 
doch möchte er noch einwenden, dass die schlechten Erträge 
des letzten Jahres nicht bekannt seien und dieses Jahr sei dar 
13ild auch nicht rosig. 

Ahg. 0wald__3ühler: Er wisse schon, wo die Schwierigkeiten 
liegen.--hq gebe Arbeiter, die schon am Samstag nichts mehr 
arbeiten und Samstags und Sonntags ausfahren, während andere 
neben ihrem Beruf her noch eine kleine Landwirtschaft mit Hüh-
nern, Schweinen und eventuell auch noch ein bis zwei Stück 
Grossvieh beteeiben . regen solchem zusätzlichen Arbeitsauf-
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wand in der Landwirtschaft - den er sehliesslich nur aus dem 
guten Willen heraus tut, um seine Familie durchzubringen - toll 
ein Arbeiter nicht aus der Familienbeihilfe ausgeschlossen werde' 
Der Pbgeordnete Engelbert Schädler habe ganz recht bemerkt, das: 
es keinen eigentlichen Verteilungsschlüssel gebe. Es sei nun 
Sache der Regierung, die einzelnen Fälle richtig zu prüfen und 
Zu beurteilen. 

Abg, Johann Georg Hasler: Das einfachste wäre, wenn man eine 
allgemeine Kinderzulage einführen könnte. 

Abg. Eduard Oehri unterstützt die Pusführungen des Pbgeordnete} 
Oswald Bühler. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Es liege nun ein Antrag des Abg. Os-
wald Bühler vor, dass ein Pferd unter drei Jahren mit Fr. 300.-• 
bewertet werde. Eine Bewertung für ältere Tiere würde bei An-
nahme dieses Vorschlags wegfallen. 

Wer mit diesem Vorschlag einverstanden ist soll die: 
durch Hand erheben bezeugen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Vizepräsident Dr. Ritter: Dann hätten wir noch über die Kompe-
tenzerteilung an die Regierung zur selbständigen Behandlung von 
Grenzfällen abzustimmen. Wer mit diesem Vorschlag einverstander 
ist, möge dies bekannt geben: 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Nun wäre noch die Abstimmung über den gesamten Berech. 
nungsschlüssel vorzunehmen. 

Wer mit dem gesamten Berechnungsschlüssel für die Fa. 
milienzulage einverstanden ist, möge dies durch Hand erheben be-
zeugen. 

Die Abstimmunz_ergab einstimmige Annahme. 

3. Wahl der Landesgrundverkehrskommission. 
die 

Vizepräsident Dr. fil,o , Ritter  verliest ein diesbezügliches 
Schreiben der Regierung. Hierauf macht er dem Landtag den Vor-
schlag, die früheren Mitglieder der GrundverkehrskomMission zu 
bestätigen. Nachdem keine weiteren Vorschläge fallen, schreite 
der Vizepräsident zur Ibstimmung, welche einstimmige Wiederwahl 
der früheren Mitglieder ergibt, also Oberlehrer Alfons Kranz) 
Präsidee des 13anernverbandes, Franz Hilbe, Präsident des Ge-
werbevc:rbandes, Theobald Risch, Präsident des Arbeiterverbende. 
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4. Gesetz betreffend die Förderung der Kartoffelsaatzucht. 

Vizepräsident Dr. Ritter verliest eine Eingabe der Regierung 
in welcher diese vorschlägt, die Verordnung vom 19. April 
1947 Nr. 19 zum Gesetz zu erheben. Der Vizepräsident verliest 
den Text der Verordnung und stellt den Punkt zur Debatte. 

Abg. Eduard Oehri empfiehlt die Annahme dieses Vorschlages 
auf Grund der im Saatzuchtgebiet Schellenberg gemachten Erfah-

 

rungen. Wenn diese Vorschiriften fallen würden, wäre es un-

 

möglich, geschlossene Saat7:uchtgebiete aufrecht zu erhalten. 
Er schildert noch die Vorte/.1e von eigenen Saatzuchtgebieten 
und empfiehlt dem Landtag die Annahme dieses Gesetzes. 

Abg. Johann Eilachter empfiehlt die Annahme des Gesetzes gleicl-
falls bestens. Allein sci,on im Interessdes Saatzuchtgebiete: 
im Schellenberger Ried se.. die Annahme dieses Gesetzes wichtig 
Wenn das Gesetz nicht angenommen würde, würde dies für die 
dortige Saatzucht eine Katastrophe bedeuten. 

Vizepräsident Dr. Ritter geht zur artikelweisen Beratung des 
Gesetzes über. Die Abstprimung über die einzelnen Artikel er-
gibt jeweils einstimmige Annahme. 

Nach dieser Lesung nimmt der Vizepräsident die Ab-
stimmung über die Gesamworlage vor, welche ebenfalls einstim-
mige Annahme ergibt. 

5. Bekanntgabe der im zweiten Halbjahr 1948 übernommenen 
eidgenössischen Er'iiasse. 

Vizepräsident Dr. Ritten: Wie bekannt, werden diese eidge-
nössischen Erlasse von (er Regierung übernommen. Die entspre-
chenden BekanntmachuageL werden dann dem Landtag halbjährlich 
zur Kenntnis gebracht. Der Vizepräsident gibt deshalb die über 
nommenen Erlasse gemäss dem bezüglichen Schreiben der fürst-
lichen Regierung vom 8. Januar 1949 bekannt 

(Gemäss beigehefteter Aufstellung) 

Vizepräsident Dr. Ritter: Damit wäre nun das Trektandum der 
heutigen Sitzung erschöpft. Wünscht jemand noch etwas vorzu-
bringen? 

Abg. Oswald Bühler: Der Gtrassenteil Auhäuser - Ruggell sei 
in einem sehr schlechten zustand. Der Vorsteher von Ruggell 
hätte ihm gesagt, dass sich die Wegmacher alle Mühe gäben, doc 
könne die Strasse mit norr2alem !ufwand nicht in gutem Zustand 
erhalten werden. Den Postautos breche eine Federung nach der 
andern. Mit Autos sei die Strasse überhaupt kaum befahrbar. 
Der Abgeordnete Bühler ersucht die Regierung, bei diesem Stras 
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senstück bald etwas zu unternehmen. 

Regierungschef Alexander Frick versteht das Unangenehme diese/ 
Situation. Die Strasse werde verhältnismässig sehr stark be-
fahren, da Ruggell auch die einzige gute Brücke des Unterlande 
in die Schweiz habe. Diese Strassenverbesserung sei ein drin-
gendes Problem. Das btrassenstück von Bendern bis zu den Au-
häusern werde heuer auf alle Fälle instandgestellt. Bezüglich 
der weiteren Strecke werde er mit dem Bauamt Fühlung nehmen, 
ob diese evntuell noch dieses Jahr in Angriff genommen werden 
könne. Er sagt weiters zu, alles vorzukehren, was den heutiger.. 
Zustand verbessern könne. 

Abg. Engelbert Schädler: In der Gemeinde Triesenberg sei in 
letzter Zeit eine Strassenentstaubung durchgeführt worden. 
Nun müssten die angrenzenden Bodenbesitzer die Kosten tragen. 
Er finde dies nicht ganz in Ordnung. Schliesslich seien die 
Unterhaltskasten der Landstrassen Sache des Landes und der Ge-
meinden. 

Regierungschef Frick gibt bekannt, dass die Regierung bisher 
bei der Oberflächenbehandlung und Staubbekämpfung duf Landstras 
sen innerhalb der Dörfer immer die Hälfte der Kosten übernom-
men habe. Wenn Gemeinde und Private die restlichen 50% der 
noch teilen, ergäbe dies keine so hohen Beträge mehr. Das Land 
könne jedenfalls keinen höheren Beitrag zahlen, da dies sonst 
weiter auch in den anderen Gemeinden so durchgehalten werden 
müsste. Er würde von einer erhöhten Beitragsleistung abraten. 

Abg. Johann Beck: Die Gemeinde Triesenberg sei nicht in der 
Lage, einen Kostenanteil an dieser Oberflächenbehandlung zu 
übernehmen, da sie sonst wahrscheinlich die Behandlung auf der 
ganzen Strassenstrecke des Dorfes durchführen müssten und dies 
ergäbe zu hohe Kosten. 

Abg. Wendelin Beck erkundigt sich über die Erledigung der An-

 

frage in der letzten Landtagssitzung betreffend die Subventions• 
leistung des Landes für die trichomonadeversuchEn Stiere. 

Regierungschef Frick: Er habe diese Anfrage an den Ressortchef 
Stellvertreter Nigg weitergeleitet. Der Vizechef habe die Sache 
vorbereitet und stehe nun üor der Fertigstellung. Die Vorlage 
werde bald eingereidht werden. 

Abg. Josef Negele erkundigt sich, ob der Bau des unteren Stück( 
der Valünastrasse nicht schon dieses Jahr durchgeführt werden 
könnte, damit man auch im kommenden Jghr das neue Tunnel be-
nützen könnte. 

Regierungschef Frick bedauert, dass dies im laufenden Jahre 
nicht mehr möglich sein werde. Er schätze diese Arbeit auf ca. 
Fr. 100'000.--. Er möchte sie deshalb wenn immer möglich auf 
nächstes Jahr verschieben und zwar aus arbeitsmarktlichen Grün-
den. Man: könnte dann im nächsten Jahr diesen P,trasseubrol 
früh in Angriff nehmen. 

Nachdem sich niemand mehr zum Worte meldet, schliesst Vizeprä-
sident Dr. Ritter die Sitzung um 17.45 h. 

---oo0oo---
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Protokoll genehmigt:  

Der Vizepräsident: t____2) 

Die Schriftilihrer: 
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Regierungsvorlage  

LlECHTENSTEINizinES LAND2SGESETZBLATT 
Jnhrgang 1949 Nr. • • • • ausgegeben am  

Gesetz  

vom ***** • • • • • • 

betreffend die Fortbildungsschulen 

Art . 1 

Art. 64 und 71 des Schulgesetzes vom 9. November 
1929 LGB1. Nr. 13 sind für die Dauer dieses Gesetzes und 

für jene Fortbildungsschulen aufgzhoben, an denen der Unter-

richt in der in Art. 2 umschriebenen Form erteilt wird. 

Art. 2  

Die Fortbildungsschule wird für Jünglinge als 
vorwiegend landwirtschaftliche, für die Mädchen als haus-

Axtschaftliche Fortbildungsschule geführt. 

Art. 3  

Ueber die Lehr- und Stoffpläne, die Ansetzung 
der Schulzeit und die Durchführung des Unterrichtes erlässt 
der Landesschulrat nach Anhörung der interessierten Kreise 
ein Reglement. 

Art. 4  

Dieses Gesetz wird als nicht dringlich erklart und 
tritt mit dem Tage seiner Kundmachung in Kraft. 

Vaduz, am 

Ale 
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tiedgenfteinifes Landes-6efeeblott 
Salirgang 1947 91r. 19 ausgegeben am 19. Weit 1947 

93erorbnung 
ber 3ürittien 9tegierung 

betreffenb 

bie 3örberung ber Rartofieljanto*. 

ebeitiibt auf bae 6efe4 nom 2. September 1939, £anbe$.-, 
gefekblatt 1939 9r. 13, oerorbnet hie 9legierung: 

erl. 1. 

Oemeinben, t» benen anerkannte Saatäuchtgenoffeitidjaften 
äur @cminnung Don anerkantdeut Startoffelaatpicht beiteign, iinb 
ermäditigt, geeignete eafinahnien aur 3örberung ber 3ide ber= 
felben än treffen. Sie finb inebefonbere befugt, 3lurteile auf fe= 
weite häeteils äwei 3ahre als Saatättehtgebiet äu erklären. 

9Irt. 2. 

5n ben als 6natäi4tgebiet erklärten 3Iurteileiten bögen 
Seartoffeln nur äur Oeniinnung anerkannten Saatgutes gepflegt 
werben. Sie unterftehen her 21tifficht utib ber eontroile ber äu. 
ftänbigen Saatäuchtgenoffenfdiaft. eobenbearbeitung, Unkrautbe,  
kämpf sing, eeftinunung bee Seitpunktee her enefant unh her 
ernte, Sortenauswahl, foioie hie Schietingebekämpfung auf heu 
mit eartoffeIn bepflcutäten @runbfiliclien haben auf eiwrbruing 
her Saatäuditgenoffettfchaften 3u erfolgen. Werben biete 9.1norb= 
nungen nicht befolgt, fo wirb her (5enteinberat auf entrag her 
Saatäuc)tgenoffenichaft hie nötigen 93orkehrungen auf seoiten hee 
fömnigen 13flagere treffen. 

ert. 3. 

die erktörung eines ober mehrerer 9Iurteite als Saatäucht= 
gebiet erfolgt auf 21ntrag einer anerkannten Saatäuchtgenoffen. 
fchaft huh heu @emeinberat nad) Vahabe nachftehenber ee. 
ftimmungen. 

'Saatmutti= 
gebiete. 

93ettalttell. 
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91rt. 4. 

%trag Ter 9Intrag an ben Oemeinberat hat unter genauer Um= 
feeibung ben angeforberten (gebieten lind) Sage unb Mar) trab 
unter 93eitage einer Orunbeigentiimerlifte au erfolgen. 

2Ert. 5. 

93erfatnunfung Oer Oenteinbevorfteher ruft bie (gnmbeigenliier ben ange. 
forberten (gebieten binnen 14 Zagen nach enfragildrang au einer 
93erfammlung auf. Sie Labung hat unter genauer 2Ingabe ben 
Zerfalluniungarneckes mittels eingefeiebetten 93riefee ober burd) 
ben Ortsweibe( perfünfich gegen empfangetefeitilgung au er= 
folgen. @runbeigentürner, bie ihren eoben nicht, feit beivirt= 
feiten, haben sich burd) ihre 93iictjter ober 9Zuhlder3er vertreten 
au (affen. 3ft bae 13achtverhältnie ober bas 91uhgendree ber 
eintabenben Zerbe bekannt, kann bie £nbung birekt an ben 
'ächter ober 9iuhnief3er erfolgen. (erunbeigentümer, bie ihre 1.3rie-
ter ober %huiefier von ber £abung nicht verftlinbigen, haften 
Urnen für eventuelle Zerfälltliniefolgen ober eventuellen Sc)aben. 

Zroh ben 91achrvelfes orbentlicher Labung an ber 93'erfantut. 
lung nicht erfchienene (grunbbefißer gelten ale auftimmenb. 
Säutunisfolge ift in ber Labung bekannt au geben. 

2Irt. 6. 

Schriftlictie6 
93erfabren ber feiftlichen Stellungnahme guttücher Orunbbefiher. 

Tiefe 93erfammlung kann erfeht werben burd) einholung 

9Irt. 7. 

Venn bie @runbbefiher mit 3tveibrittelmehrheit ber Slim= 
men, bie gleidmeitig 3tveibrittel ber eobenfläche vertreten, betu 
9Intrag ber Saatauchtgenoffenfeft äuftimmen, wirb ber (gemein= 
berat burd) eelchluf3, wenn nicht erheblie Orünbe bagegen fpre-
en, bae betreffenbe furgebiet nie Saatauegebiet erklären unb 
ber Oberauffid)t ber enatauchtgenoffenichaft unterftellen. 

9Irt. 8. 

Stanbmactung Der 93efchluf3 ben @emeinberatee ift unter 93erufung auf ben 

Organen für öffentliche Runbmadrangen bekannt au geben. 

eefchluf3 ber Orunbbefiherverfammlung, genauer Umfeeibung 
bee eaatäuegebietee unb unter 9Ingabe ber einipradyfrift in ben 
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2Irt. 9. 

Wommt bas eaatäucbtgebiet auf bas Zeritorium äiveier ober 
mehrerer Oetneinben au liegen, fo ift in allen intereffierten (i5e..- 
meinben ein 'Parallelpedaliren unter tunlidnter 3ufammenarbeit 
ber Ceerneinben burcbäufübren. 

2Irt. 10. 

(siegen ben eefe1luf3 bez Oemeinberates ift in allen .fällen 
binnen (14 sagen und) eekanntinacbung eine einfpraclje an bie 
9 egierung äultiffig, welche enbgültig entfebeibet. Zrd orbentlieber 
nacbgerviefener Labung an ber Zerfautmlung nie vertretene 
(.ffiltubbefiter haben als eäumnisfolge ihr einfpraereebt Der= 
wirkt. 

21rt. 11. 

Inviberbanblungen gegen biefe 93erorbuung tinb bie 2fw-
orbitung ber 9tegierung, bez Oetneinberateo ober ber eaatätutt,  
genoffettfcbaft können mit euf3e bis äu e rz. 2 000.— beitrnit 
werben. etrafbeltörbe ift bie fürfttiche egierung. 

Sie 9legierung ift äubein befugt, bie eiltfatum von nicbt 
äugdaffenem etwtaut unb anbere Mafinafpnen auf St often bee 
fiel) ben 2titorbnutigen nicht fügenbeil eflanäers ouäliorbnen. 

2Irt. 12. 

Riefe eerorbnung tritt mit fofortiger Virkung in erctft. 
Sie behält ihre nurläufige eittigkeit bis äum 31. 9ktober 1949. 
eine eventuelle 23erlängerung ber eeüttigheit kann mit Mein 
eefebluf3 ber 9iegierting erfolgen. 

eabuä, am 10. 21pril 1947. 

3iirftlicbe 9tegierting: 
ges. Trick. 

aberfeiblei= 
bum' ber 
etnebtbe: 
gremett. 

einfpracbe 

etrafen 
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tieditegteinirdies tontiesereelott 
Segang 1948 9tr. 17 auagegeben am 31. Satt 1948 

Zelle Vekannttnaditing. 
tut Orunb ber 91rtikel 4, 7 unb 10 bes 3oilvertrages bes 

3firftentum5 £iednenftein mit ber Scipueläerifen eibgenoffen= 
fchaft vom 29. 9ilärä 1923 mit) bes einfiltmingzgele4e$ äum 
3o(lvertrage vom 13. Mai 1924 fontie bes eoftvertrages vom 
10. Tovember 1920 finbett: 

a) ber 23efchluf3 ber Schrveiäerifchen Zunbesverfattunittng über 
bie Terlättgerung ber 913iritfamkeit bes 93nnbesbefchluffes 
vom 14. Oktober 1933 über tutrtfcitaftlidie Mteahmen ge,  
genüber bem 9luelanbe (fiehe lier)tenfteinifches £anbesgele4-
blatt Sahrgang 1934 92o. 11) vom 17. 3uni 1948 (93er. 
iiingerung bis 31. ßJedentber 1951), 

b) bie eerfüguttg 92o. 49 bes eibgenöffiid)en 13oIkenetirbnitz.-
bepartement5 über bie abertvadtuttg ber ein= unb 9.(usfukr 
vom 25. 3uni 1948 (91ufkebung von einfulgkoittrollett), 

c) bie 93erfiigung 91o. 200 bes eibgenöffifchen eriegs=ernäh,-
rungs.ettes über bie 21bgabe von Lebens= unb 3uttermitte(n 
(93erbot ber eertuenbung von Inahehlgenf erotgetreibe au 
3uttergveciten) vom 25. uni 1948, 

b) ber 23 unbesratsbefd)(tth betreffenb bie 91ufkebutig bes 93un= 
besratsbeickluffes über bie eorratshaltung von Wei5ett, 
9loggen unb eachntekt vom 1. 3ti(i 1948, 

e) bie proulforifche Zereinbarung äntlicken ber Scipueiä unb 
3r(aub betreffenb £uftverkehrsiinien vom 6. Mai 1948, 

f) bie 93erfügung 9to. 50 bes Zolksmirtic)afte. 
bepartentents über bie abernmeng ber ein= unb 2Ettsfuhr 
(einfuhr von 213ein) vom 6. 3u(i 1948, 

g) ber 93unbesratsbefchluf3 Tiber bie Zerrtndung ber Seortoffet. 
ernte 1948 vom 9. 3tili 1948, 

ber eunbesratsbe(ur3 über bie 91ufhebung ber Sektion 
für Oetreibeverforgung bes Wriegs=erniihr 
rungs=21mtes vorn 9. 3uli 1948, 

1)) 
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1) bas 91bkommen über ben Waren= unb 3ablungsverkebr 
aivifen ber edpveiäerifen eibgenoffengaft unb bem 
reid) Oriedynlanb nom 26. 3uni 1948, 

k) ber 93unbeeratsbegIur3 betreffenb bie 91bänberung bes 93un= 
besratebefieuffes über bie er4iibung ber Zaren für 9.1us--7 
IanbsteIegramme vom 15. 3uli 1948, 

1) bie 93ereinbarung äruifdien ber eduveiä unb 3talien über 
bie einrvanberung itallenifer 91rbeitskräfte in bie edmeiä 
nom 22. 3uni 1948, 

m) bie 93erfügung bes eibgentiffifen 93olksruirtid)aftsbeparte. - 
ments über bie 91ufbebung ber Zierfügung betreffenb bie 
93orratslydtung von 931411)afer, Tiablgerfte unb nmais 
vom 1. 3tdi 1948 

mit bem 3nkrafttreten in ber ertitoela mit fofortiger Wirkung 
aud) auf bas gebiet bes 3ürftentums eied)tenftein 91nmenbung. 

93aba6, am 30. Suli 1948. 

3iegierung: 

qe3. 9ligg• 
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tiefenreinales Landes-Gefeüblott 
Salggang 1948 91r. 18 auogegeben am 4. fiept. 1948 

21mtliee 23ehanntmadjung 
2tuf Orunb ber ertiket 4, 7 unb 10 bee 3olluertrage5 bee 

Siirltentutne £tecbtenftein mit ber Scbtueiäerifcben eibgenoffen, 
icbait vom 29. 9iiiirä 1923 unb bee einfiibrungegeieVe äum 
3o(tuertrage vom 13. TIM 1924 finben: 

n) ber euttbeeratebeidt(uf3 vom 29. Suff 1948 iiber bie eb, 
önberung bee Oebrancimolitarife5 vom 8. 3uni 1921, 

b) bie Zerfilgung Tr. 55 betr; eibgenöffgen eotkentirtfrbaite= 
bepartemente fiter bie Sicl)erftcllung ber £attbemeriorgung 
mit eettene. unb Suttermitteln vom 2. 2Inguit 1948 MilicItt 
ber einer äur Sidiertteite(eirtung), 

c) bie 93ertiingerung ber Oilitigheitebtmer bee Scippeiäerifcb,  
Sranäiecben Sittan6abkottuttene vom 16. 91 ODenlber 1945 
bie änm 30. 3lovember 1948, 

b) ber 23unbeeratebeicbtuf3 vom 20. 21119141 1948 iiber ben 
3ablungeoerhe mit 9itttitniett, 

e) bie 93eriiigung 9ir. 51 bee eibgenöiiiici)en Zolltewirgcliaite,  
bepartemente über bie ilbertuati)ung ber ein= unb 2114111)r 
vont 7. 2.(uguit 1948 (21teebuttg von 2fuefttbrbontrotten), 

f) ber S)anbelevertrag äntifcben ber Scfpveiäeriiclyn eibgenof= 
ienicbaft unb ber Union ber Soäintiffifcben 6omiet,91epu, 
b(itten vom 17. 93iira 1948 (3)atunt bee 3nhrafttretene 
31. 21uguft 1948) 

mit bem Stiltrafttreten in ber ectmeiä mit iofortiger Tbtritttilg 
mt) auf ba5 gebiet bee Skileidunis £iecbtenftein 2inmenbung. 

93abuä, am 1. September 1948. 

9tegierung: 
geä. eridt. 
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tiedgenfteinifthes Landes-oefebblott 
3a1)rgang 1948 Str. 20 ausgegeben am 22. Okt. 1948 

Mmttidje Vekanntmaeung 

9.1uf Orunb ber 21rtiket 4, 7 unb 10 bes 3olltiertrages bes 
9iirftentume £iettenftein mit ber Stroeläeriften eibgenoffen. 
ftaft pont 29. Tiära 1923 unb bes ein(ieungegefes bum 
3olluertrage uom 13. Rai 1924 finben: 

a) ber eunbeerntsbefcbluf3  über bie 21usbelmung bes Mimen= 
biingebereites bes Zunbesratsbefttuffes betreffenb 91eburie 
gegen entfteibungen ber ectitueivriften 93ertetnungsitelle 
in eebug auf Sperre unb 21nnie1bung non 93ernaigens= 
werten vom 15. eeptember 1948, 

b) bas 21bkonuttett betreffenb ben 213arennustauft unb ben 
34iungsnerlielir &toifeit ber eckmei5eriften eibgenoffen= 
fckaft unb ber Zftetoflomakliten 9tepublik vom 25. eep. 
tember 1948, 

c) ber Zunbeeratsbefttuf3 über bie 2fbrinberung bes Zunbes. 
ratsbefttuffes über ben 3aklungstierkAr mit Sugoilarvien 
vom 4. Oktober 1948, 

b) ber Symbeisuertrag ämiften ber 6dpuei5eriften eibgenoffen,  
fett unb ber föberatioen Zolkeepublik 3ugogatuien nom 
27. eeptember 1948, 

e) bas Memmen Tiber ben Varenaustauft unb ben 3aktungs= 
verkehr artigen ber etweiaeriften eibgenoffenfeft unb 
ber föberatinen 93olksrepublik Sugof(amien vom 27. 'Sep. 
tember 1948, 

f) bas 21bkonniten ämiften ber etmeiäeriften eibgenoffen, 
ftaft unb ber fiiberatioen Zolitsrepublik 3ugoffamiert 
treffenb bie engebigung ber burd) Zerftaattitungs.. unb 
e nteignungsmafinatpuen fotoie burt anbete einidgünkungen 
betroffenen lttoelaedien 9ntereffen in Sugoflamien vom 
27. eeptember 1948, 
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g) bie Zierfügung beo eibgenöffifcben 93olkeinirtfdpftsbeparte,  
menteo über bie eickerftellung ber £anbesnerforgung mit 
%ieren, 9feifd), 3teifitprobukten unb tierifctien fetten (9)31e= 
bereinfiibrung ber Erbmeinekontingentierung) nom 23. eep= 
tember 1948 

mit bellt 9nkrafttreten in ber Scktneis mit fofortiger 213irkung 
auck auf bete (gebiet be5 3iirftentitmo £iecktenftein entuenbung. 

Tubus, ben 21. Oktober 1948. 

3114111dg Regierung: 
ges. 21. erick. 
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Vagenfielnlies tentIes-Gefebblott 
Sabrgang 1948 91r. 21 ausgegeben am 4. Oeä. 1948 

21mtliclie Vekanntmadping 

etif Orunb ber 9.irtike( 4, 7 unb 10 bes 3olinertrages bes 
3firitentums £iechtenftein mit ber Säpuerilen eibgenoffen. 
feift Dom 29. Tiärä 1923 unb bes einfiibrunpgefe4e9 äum 
3olluertrage vom 13. Mai 1924 finben: 

a) ber Omiberatebete, über bie 9/egeiting ber Mickftänbe 
im 341ungsDerhehr mit Stallen vom 29. Oktober 1948, 

b) ber Vunbeeratebetchtuf3 vom 2. 9ionember 1948 über bie 
'Zrobulition, einiuhr unb 93errueriting von Zieren, 9ieitch 
unb 3(eifchniaren, 

c) bie Zierfügung 91r. 10 vorn 2. Mioeuer 1948 bes eib. 
genöffifen 93olitswirtichaftsbepartements über bie Sicher= 
ftellung ber £anbesueri'orgung mit Zieren, 31eifch, 9leifch. 
probuitten unb tierifen 'fetten Muthebung unb tei(meife 
enberung von 93orfeiften), 

b) ber eunbesratebelc31uf3 vom 9. 9touember 1948 über bie 
ebänberung ber Zerorbnung über ben 93o(log bes eunbes. 
getehes betreffenb bie erbelten in ben 3abriken, 

e) bie 3roeite 3ufahnereinbarung aunt ebkommen vom 27. epril 
1946 über ben Waren. unb 3a13lungstierkehr 3roifchen ber 
ecippeivrifen elbgenoffenieft unb ber 9Zepublik Ungarn 
Dom 22. Oktober 1948, 

f) ber 23unbesratsbelchluf3 Dom 12. 9touember 1948 über bie 
bie ebänberung bes 3oiltarifes vom 8. 3uni 1921, 

g) ber 93unbesratsbefeuf3 vom 16. 91oDember 1948 über bie 
eorratshaltung an 3udter, 

ber eutibesratebeict)ld Dom 16. %member 1948 Tiber bie 
23efeänkung ber einfuhr (von 3uclier), 

i) ber Zunbesratsbefchluf3 Dom 19. etwner 1948 betreffenb 
bie 2tufhebung ber eorichriften über bie Omieinig Don 
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3o11erntäffigungen auf eenäin äum entrieb latibmirtickaft,  
fier Motoren, 

k) bas 13rotokot1 vom 9. 9tovember 1948 äum ebkommen 
über ben Varen. unb 3akfungsverkekr 8tuifen ber ectpuei,  
äerifen eibgenofienierit unb ber Zolksrepublik eulgarien, 
abgefcktoffen in Sofia am 4. Oeäentber 1946 betreffenb ben 
2l3arenaustaufd) 

mit beul 3nkrafttreten in ber edpuei3 mit fofortiger Wirkung 
auck im Oebiet bes 3iirftentunts £iecktenftein in gleler Weife 
emvenbung. 

93a b u8, am 2. Oeäember 1948. 

9legierung: 
geä. 21. Zridt. 
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2ette 9tummer 1948 

tiefbiegteinlies tenbes-Gefebblott 
Saiggang 1948 91r. 25 ausgegeben am 31. Teä. 1948 

21mtlitte 23ekanntmaeung 

e5runb ber 21rt. 4, 7 unb 10 bes 3ollvertrage5 bez 
3firftentums £ied)tenftein mit ber Seielaeriten eibgenoffen= 
fett nom 29. Bära 1923 unb bes einfieungsgefe4e5 äum 
Sollnertrage nom 13. 93tai 1924 tinben: 

a) ber 93unbesratsbefd0f3 vom 3. e,ientber 1948 über ben 
301ung.everheig mit ben 91iebedanben, 

b) bie eerfügung bes eibgen. Tolizetuirttettsbepattemenfs 
über bie Ourdifiityling bes 341ungsverhelire mit ben 921e= 
berlanben vorn 3. Zeäetuber 1948, 

c) ber euresratsbelt* nom 3. Oegember 1948 über bie 
ebiinberung ber eibgen. 31eifflauverorbnung, 

b) her Zunberatstetelite nom 6. Ze3ember 1948 betreffenb 
hie 2tbünberung brr Zollateljungenerorbnung sinn Zunbes= 
gete# über bie £otterien unb hie genierbetteigen 213etten, 

e) her Zunberatebette vom 6. J ea,ember 1948 betreffenb 
bie 93ertiingerung bez Zunbeeratsbefcbluftes über bie 9.1us= 
fuhr Don Vhffen, Uliunitimt unb beten eeitanbteile tomie 
eprengftoffen unb 3iinbmitteln, 

ber Zunbesratsbefetf3 DOM 6. Zeäentber 1948 über  hie 
ergänäung bes eitnberatüejMuffez über bie Zeäentrali= 
fierung bes gebunbenen 3attitingzuerke(g5 mit bent ett5tottb, 

g) bie Zerfügung 91r. 11 vom 6. 5)eäentber 1948 bez eibgen. 
eolkswirtfclAttsbepartentents Tiber bie eierftellung her £on= 
besoerforgung mit Zieren, 31eifcb, 9teifd)probultten unb tie= 
rifen Szetten (2heking her Bctpueinehontingentierung), 

1)) ber 23unbeeratebefcbtuf3 nom 20. 1)e3ember 1948 über hie 
eerliingerung ber Oettungsbauer ber 93orfcbriften über hie 
3ertifiäierung frinueiäerifcber eermögenstuerte in ben 
nigten Staaten non eterika, 
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i) ber eunbesrat5beicktuf3 nom 17. Oesember 1948 über ben 
Orensfanitätebienit, 

k) bie 93erfügung be5 eibgen. Tepartentent5 bee Intern über 
ben Orenslanitätsbienft uom 17. 9e3ember 1948 

mit bellt 3nkrafttreten in ber ednueis mit jofortiger Wirkung 
and) auf berat gebiete be5 3iiritentutitz 42ieditenitein 21inuenbung. 

a b us, am 31. Oesember 1948. 

9tegierung: 
ges. 21. erick. 
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Protokoll 

über die Sitzung der Finanzkommission vom 16.Juli 1949. Anwesend 

sämtliche Mitglieder der Finanzkommission, ferner die Herren 
Regierangs-Chef Frick und Vize-Chef Nigg. 
Beginn: 9 Uhr. 

1.Expropriationsbewilligungen Balzers. Die Finanzkommission be-

schliesst, den vorliegenden Antrag des Verwaltungsrates der LKW 

bezw. die darauf bezügliche Regierungsvorlage betr. die Erteilung 
verschiedener Expropriationsbewilligungen für die Durchleitung 
einer elektrischen Hochspannungsleitung an den Landtag weiterzu-
leiten. 

2.Regierungsvorlage betreffend ein neues Waffengesetz. Die Finanz-
kommission beantragt dem Landtag die Annahme dieser Vorlage. Die 
Regierung wird eingeladen, für die Verhandlung im Plenum einen 
Motivenbericht auszuarbeiten. 

3.Subventionsbesuche der Alpgenossenschaften Fahren und Ziersch.  
Die Finanzkommission beantragt die Fassung eines Landtagsbeschlus-
ses, wonach liechtensteinischen Gemeinden und Alpgenossenschaften 
für Alpverbesserungen in ihren ausländischen Alpen die gleichen 
Subventionssätze gewährt werden sollen, die für inländische Alpen 
bezahlt werden. 

4.Offerte betreffend Ankauf von Schloss Gutenberg. Die Finanzkommissic 
beschliesst die Weiterleitung der vorliegenden Offerte an den Land-
tag. 

5.Gesetzesvorlage betreffend die berufsmässige Parteienvertretung.  
Die Finanzkommission beantragt dem Landtag die Annahme der bezüg-
lichen Regierungsvorlage. 

Schluss der Sitzung 11,3o Uhr. e-
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